W175. Donnerſtag 


den 30. Juli 1846. 


des Großh erzogthums Poſen. 


Druck und Verlag der Hof- Buchdruckerei 


Inland. 


Berlin den 27. Juli. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Superintendenten Deſchner zu Güttland im Danziger Werder, den Rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Poſt-Direktor Lackmann zu 
Konitz den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; dem Kammergerichts-Kanzlei-Se— 
eretair Dames, fo wie den Gendarmen Rach und Brichta der Öten Gendar⸗ 
merie⸗Brigade, das Allgemeine Ehrenzeichen; desgleichen dem Kaufmann Franz 
Zacharias Wortmann in Berlin die Rettungs-Medaille am Bande zu verleihen. 


Se. Ercellenz der Geheime Staats und Juſtiz⸗Miniſter Uhden iſt nach 
Marienbad abgereiſt. 
Das 22ſte Stück der diesjährigen Geſetz-Sammlung enthält. unter Nro. 
2729. folgende 
| Verordnung 


uber 
das Verfahren in Civilprozeſſen. Vom 21. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 20. ꝛc. 
haben, in Berückſichtigung der Erfahrungen, welche bei Ausführung der Ver⸗ 
mai über den Mandatss, ſummariſchen und Bagatellprozeß vom 1. Juni 


demacht worden, dem darin angeordneten Verfahren, ſoweit dies jetzt 
ſchon zuläſſig erſchienen, eine erweiterte Anwendung und verpollſtändigte Aus⸗ 


bildung zu geben, beſchloſſen. Wir verordnen demzufolge für alle Provinzen 
Unferer Monarchie, in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung Kraft hat, auf 
den Antrag Unſerer Juſtizminiſter und nach vernommenem Gutachten einer von 
us aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, was folgt: 
5 ung des ſummariſchen Prozeſſes. 

s §. 1. Das im Titel der e vom 1. Juni 1833. und in den 
dieſen Titel ergänzenden ſpäteren Beſtimmungen vorgeſchriebene Verfahren 5 
fortan, bei allen Rechtsſtreitigkeiten, welche weder zum Mandatsprozeß . 
der Verordnung vom J. Juni 1833 ) geeignet, noch in den 88. 28. 29. und 38. 
der gegenwärtigen Verordnung ausgenommen ſind, zur Anwendung kommen, 
ledoch mit nachſtehenden Vorſchriften, welche auch für die bisher im ſummari⸗ 
ſchen Prozeß behandelten Sachen eintreten. 


! * 1. für die erſte Inſtanz. 
en d Der Termin dean twortkung iſt dergeſtalt anzuberaumen, 


daß dem Verklagten eine Fri ö en bis ſechs Wochen, von dem 
Tage der Juſinuation der e dur Vorbereitung ſeiner Einlaſ⸗ 
ſung frei bleibt. Der Richter kann dieſe Friſt in beſonders ſchleunigen Fällen 
abkürzen, bei beſonders verwickelten Rechtsſtreitigkeiten oder aus andern in der 
Sache liegenden Gründen aber verlängern, auch den Termin auf Antrag des 
Verklagten, jedoch nur einmal, verlegen. 
§. 3. Der Verklagte iſt befugt, ſtatt in dem zur Klagebeantwortung anbe⸗ 
daumten Termine zu erſcheinen, ſchon vor, oder in dem Termine eine ſchriftliche 
lagebeantwortung einzureichen. Dieſelbe muß jedoch von einem Juſtiz⸗Kom⸗ 
ar unterzeichnet fein, widrigenfalls fie für nicht angebracht erachtet und 
ſofort zurückgegeben wird. Nur den öffentlichen Behörden und ſolchen Privat⸗ 
perſonen, weiche zum Richteramte befähigt find, it die Einreichung einer ſchriſt⸗ 
lichen Klagebeantwortung ohne Zuziehung eines Juſtizkommiſſars geſtattet. Hat 
die Partei einen Juſtiztommiſſar zu ihrem Bevollmächtigten angenommen, ſo 
muß derſelbe eine schriftliche Klagebeantwortung einreichen. ö 
§. 4. Dem Kläger it von dem Termine zur Klagebeantwortung Nachricht 
zu geben und ihm zu überlaſſen, auch ſeinerſeits in dem Termine zu erſcheinen, 
oder die weitere Verfügung des Richters nach abgehaltenem Termine abzuwar⸗ 
ten. Erſcheint der Verklagte in dem Termine zur Klagebeantwortung nicht, 
und iſt auch von ihm eine den Vorſchriften des F. 3. entſprechende ſchriftliche 
Klagebeantwortung nicht eingereicht worden, ſo tritt, ohne Antrag des Klägers, 
und jeldft alsdann, wenn derſelbe im Termine nicht erſchienen iſt, das Kontu⸗ 
macialverfahren gegen den Verklagten ein. 3 
§. 5. Vermeint der Verklagte dem Anſpruche des Klägers eine der nach⸗ 
ſtehenden Einreden: a) der Unzuläſſigkeit eines gerichtlichen Verfahrens über 
den Gegenſtand der Klage, b) der Inkompetenz des Gerichts, e) der Rechts⸗ 
hängigkeit, d) der dem Kläger mangelnden Fähigkeit, vor Gericht aufzutreten, 
€) der nicht erfolgten Kautionsbeſtellung Seitens des Klägers, wenn derſelbe 
ein Ausländer ift (Prozeßordnung Tit. 20, §. 2.), entgegenſtellen zu können, 
und vermag der Verklagte eine ſolche Einrede, in ſofern es eines Beweiſes der⸗ 
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bleibt dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen, 


ſelben überhaupt bedarf, ſofort zu beſcheinigen, ſo kann er ſeine Klagebeantwor⸗ 
tung auf dieſe Einrede beſchränken und darauf antragen, daß zunächſt über 
dieſelbe verhandelt und erkannt werde. Die vollſtändige Einlaſſung auf die 
Klage darf jedoch wegen ſolcher Einreden nur einmal ausgeſetzt werden, und 
der Verklagte muß daher, wenn er mehrere dergleichen Einreden hat, dieſelben 
gleichzeitig vorbringen. 

§. 6. Findet das Gericht den Antrag des Verklagten, daß zunächſt über 
die vorgebrachten Einreden (§. 5.) verhandelt und erkannt werde, nicht begrün⸗ 
det, ſo liegt dem Verklagten ob, die Klage in dem von dem Gerichte zu beſtim⸗ 
menden neuen Termine oder bis zu demſelben anderweit vollſtändig zu beant⸗ 
worten. Auf die vorläufige Klage- Beantwortung wird ſodann nur inſoweit 
Rückſicht genommen, als der Verklagte ſich auf dieſelbe in der neuen Klage— 
Beantwortung bezieht. 

§. 7. Werden in der Klage-Beantwortung Thatſachen angeführt, die in 
der Klage nicht vorgekommen ſind, oder werden darin Einreden angebracht, ſo 
die Parteien vor der mündlichen 
Verhandlung noch mit ihrer Replik und Duplik zu hören. Dies kann ſchon in 
dem Termine zur Klage-Beantwortung geſchehen, wenn die Parteien in dem⸗ 
ſelben erſchienen und ſich ſofort zu erklären bereit ſind. Iſt dies nicht geſchehen, 
ſo werden, wenn die Parteien Juſtiz⸗Kommiſſare zu ihren Bevollmächtigten 
beſtellt haben, dieſe zur Einreichung einer ſchriftlichen Replik oder Duplik inner⸗ 


halb einer nach §. 2. abzumeſſenden Friſt aufgefordert. Dagegen wird diejenige 


Partei, welche keinen Juſtiz-Kommiſſar zu ihrem Bevollmächtigten beſtellt hat, 
innerhalb gleicher Friſt zu einem Termin behufs der Aufnahme ihrer Erklärung 
vorgeladen. Jede Partei kann, ſtatt in dieſem Termine zu erſcheinen, vor Ab⸗ 
lauf deſſelben ihre Replik und Duplik in einem Schriftſatze einreichen. Auf 
dergleichen Schriftſätze finden alle Beſtimmungen Anwendung, welche für die 
Klage-Beantwortung im $. 3 ertheilt worden find. N 

$. 8. Die Replik muß eine vollſtändige Beantwortung der Klage-Beant⸗ 
worfung und die Duplik eine vollſtändige Beantwortung der Replik enthalten. 
Erfolgt die Beantwortung gar nicht oder nicht vollſtändig, ſo werden die vom 
Gegner angeführten Thatſachen und beigebrachten Urkunden, worüber keine 
Erklärung abgegeben iſt, für zugeſtanden und anerkannt erachtet. Fernere, auf 
Thatſachen beruhende Entgegnungen (Replicationen und Duplicationen) können 
im Laufe der erſten Inſtanz nicht mehr vorgebracht werden. 

§. 9. Bei der nach $. 25. der Verordnung vom 1. Juni 1833 eintretenden 
Kontumacial⸗Verhandlung werden alle ſtreitigen, von dem nicht Erſchienenen 
angeführten, mit Beweismitteln nicht unterſtützten Thatſachen für nicht ange⸗ 
führt, ſo wie alle von dem Ausbleibenden vorzulegenden Urkunden als nicht 
beigebracht erachtet, alle von dem Gegentheil angeführten Thatſachen aber, denen 
noch nicht ausdrücklich widerſprochen worden iſt, für zugeſtanden, imgleichen die 
von dem Gegentheil beigebrachten Urkunden für rekognoscirt angeſehen. 

$. 10. Eine einmalige Verlegung der zur mündlichen Verhandlung anbe⸗ 
raumten Sitzung kann, nach dem Ermeſſen des Gerichts, in allen nicht ſchleu⸗ 
nigen Sachen auch auf den einſeitigen, durch beſcheinigte erhebliche Gründe 
unterſtützten Antrag einer Partei erfolgen. 1 in der Perſon eines 
zum Bevollmächtigten beſtellten Juſtiz-Kommiſſars dürfen nicht beachtet werden. 

§. II. Die im $. 20. der Verordnung vom 1. Juni 1833 zugelaſſene Ver⸗ 
zichtleiſtung auf die mündliche Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte findet 
nicht ferner ſtatt. Dagegen ſoll es den Gerichten freiſtehen, nach dem überein⸗ 
ſtimmenden Antrage beider Parteien, noch vor der mündlichen Verhandlung 
Beweis⸗Aufnahmen, über deren Erheblichkeit kein Streit obwaltet, zu verfügen, 
fo wie jede Art von Veweis⸗Aufnahmen mit der mündlichen Verhandlung zu 
verbinden, auch zu dieſem Zwecke eine andere Sitzung anzuberdumen. 

$. 12. Die im §. 29. der Verordnung vom 1. Juni 1833. zur Publication 
des Erkenntniſſes vorgeſchriebene, im Termin zur mündlichen Verhandlung zu 
beſtimmende Friſt kann nach Umſtänden auf länger als acht Tage feſtgeſetzt und 
die im §. 31. a. a. O. zu Eidesleiſtungen angeordnete achttägige Friſt nach dem 
Ermeſſen des Gerichts, insbeſondere in ſchleunigen Sachen, abgekürzt werden. 

F. 13. Bei Rechtsſtreitigkeiten, für welche in der Prozeßordnung ein ab- 
gekürztes Verfahren ausdrücklich angeordnet iſt, findet, auch wenn die Ver⸗ 
handlung vor ein Kollegium gehört, die Vorſchriſt des im §. 61. der Verord⸗ 
nung vom 1. Juni 1833. Anwendung. Auf die Klage iſt ſofort ein Termin 
zur mündlichen Beantwortung und zugleich zur weiteren mündlichen Verhandlung 
vor dem erkennenden Richter, mit Beachtung der in der Prozeßordnung vor⸗ 
geſchriebenen kürzeren Friſten anzuberaumen. Zu den hiernach zu behandeln⸗ 
den Sachen gehören namentlich 1 Wechſelſachen en 8 Titel 27.), 
2) Rechtsſireitigkeiten aus Handelsbillets und kauſmänniſchen Aſſignationen 
binnen Jahresfriſt, nach dem Verfalltage (Allgemeines Landrecht Theil II. Ti⸗ 
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tel 8. §§. 1256. 1285. und 1297.), 3) Rechtsſtreitigkeiten aus einer Aſſekuranz⸗ 
polize auf die Einzahlung der darin verſprochenen Prämie binnen 30 Tagen 
nach der Zeichnung (Allgem. Landrecht Theil II. Titel 8. §. 2110), 4) Arreſt⸗ 
ſachen, die nicht mit der Hauptſache zugleich verhandelt werden (Prozeßord⸗ 
nung Titel 29. §§S. 63—73.), 5) eigentliche Merkantilſachen (Prozeßordnung 
Titel 30. 88. 9—47.), 6) die in possessorio summarissimo zu verhandeln⸗ 
den Beſitzſtreitigkeiten und Spolienſachen (Prozeßordnung Titel 31. und Titel 
44. $. 44.), 7) Bauſachen, wenn von einem ſchon wirklich angefangenen Bau 
die Rede iſt, deſſen Fortſetzung oder Kaſſirung von dem Ausfalle des Prozeſ⸗ 
ſes abhängt (Prozeßordnung Titel 42. SS: 3I—42.), 8) Miethsſtreitigkeiten, 
bei welchen über die Einräumung oder Verlaſſung einer Wohnung und über 
die Befugniß zur Aufkündigung derſelben geſtritten wird (Prozeßordnung Titel 
44. 88. 61—64.) Auch in anderen ſchleunigen und in einfachen Sachen kann, 
wenn das Gericht es für angemeſſen erachtet, die Klagebeantwortung mit der 
mündlichen Verhandlung verbunden werden. Daſſelbe kann bei Gerichten, 
die kein Kollegium bilden, in allen Fällen geſchehen, welche das Gericht dazu 
für geeignet hält. 

S. 14. In Rechnungsſachen, Bauſachen und anderen dazu geeigneten Sa⸗ 
chen iſt der erkennende Richter befugt, in jeder Lage des Prozeſſes, jedoch erſt 
nach erfolgter Klagebeantwortung, über von ihm zu bezeichnende Gegenſtände 
noch eine nähere Erörterung vor einem von ihm dazu beſtellten Kommiſſarius 
anzuordnen. Nach Beendigung der kommiſſariſchen Erörterung werden die 
Partheien zur mündlichen Schlußverhandlung und Entſcheidung der Sache nach 
S. 31. der Verordnung vom 1. Juni 1833. vorgeladen. 

2. Für die höheren Inſtanzen. 
a) Gemeinſame Vorſchriften. 

F. 15. Die Rechtsmittel der Appellation, der Reviſton und Nichtigkeits- 
beſchwerde werden bei dem Gerichte erſter Inſtanz (F. 30.) nur angemeldet. 
Ihre Einführung und Rechtfertigung mit den weiteren Verhandlungen darüber 
gehört vor das in höherer Inſtanz erkennende Gericht. Eine Ausnahme ma⸗ 
chen die im §. 27. bezeichneten Sachen. 

F. 16. Für die Anmeldung (§. 15.) genügt die Erklärung, daß der An⸗ 
meldende ſich über das ergangene Erkenntniß beſchwert. Sie iſt an keine Form 
gebunden, und kann demzufolge mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich ohne 
Zuziehung eines Juſtizkommiſſars erfolgen. Auch auf den Namen, mit welchem 
das Rechtsmittel bezeichnet wird, kommt es nicht an. Das Gericht erſter In⸗ 
ſtanz prüft nur, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt und das Rechtsmittel dem 
Gegenſtande nach zuläſſig iſt, und ſendet, wenn Beides der Fall iſt, die Ak⸗ 
ten, unter Benachrichtigung der Parteien, ſofort an das Gericht höherer 

uſtanz. 
8 Sn. Die Rechtfertigung muß bei Verluſt des Rechtsmittels innerhalb 
vier Wochen nach Ablauf der für die Anmeldung beſtehenden Friſt, und ohne 
daß es einer beſonderen Aufforderung bedarf, dem Gerichte höherer Inſtanz 
und zwar ſtets ſchriftlich überreicht werden. Nur aus Hinderungsgründen, die 
in der Sache ſelbſt liegen, kann dieſe Friſt angemeſſen verlängert werden. 

F. 18. Jede Einführungs- und Rechtfertigungsſchrift muß die Beſchwerde⸗ 
punkte angeben. Soweit in dieſer Schrift oder in einem Nachtrage zu derſelben, 
das ergangene Erkenntniß vor Ablauf der im §. 17. angeordneten Friſt nicht 
durch beſtimmte Beſchwerden angegriffen ift, tritt daſſelbe in Rechtskraft. 

7 F. 19. Mit dem Eintritt des mündlichen Verfahrens in den höheren In⸗ 
ſtanzen finden die bisherigen Vorſchriften wegen Beftellung mehrerer Referen— 
ten nicht ferner Anwendung. 

b) Für die Appellation. 

F. 20. Nach dem Eingange der Einführungs- und Rechtfertigungsſchrift 
und der Akten beſchließt der Appellationsrichter über die Zulaſſung des Nechts⸗ 
mittels und erläßt ſodann die Aufferderung zur Beantwortung der Schrift. 
Die Beantwortung iſt ſchriftlich binnen einer vierwöchentlichen, nur aus den 
im F. 17. angegebenen Gründen zu verlängernden Friſt bei Vermeidung der⸗ 
jenigen Nachtheile einzureichen, welche in den SS. 44. und 45. der Verordnung 
vom 1. Juni 1833. feſtgeſetzt find. 

§. 21. Nur öffentliche Behörden und ſolche Perſonen, welche zum Rich⸗ 
teramte befähigt ſind, können die Einführung und Rechtfertigung und deren 
Beantwortung ohne Zuziehung eines Juſtizkommiſſars ſchriftlich einreichen. Die 
Schriften anderer Parteien müſſen von einem Juſtizkommiſſarſunterzeichnet fein. 

F. 22. Iſt die Beantwortung eingereicht oder darauf Verzicht geleiſtet, oder 
die dazu bewilligte Friſt abgelaufen, ſo erfolgt die mündliche Verhandlung vor 
dem Appellationsrichter, wobei die in der Verordnung vom 1. Juni 
1833.88. 49. bis 53 getroffenen Beſtimmungen, jedoch mit Berückſichtigung 
der im F. 9. der gegenwärtigen Verordnung vorgeſchriebenen Abänderungen, 
eintreten. Die Vorladung der Parteien zur mündlichen Verhandlung und Ent— 
ſcheidung kann in Ermangelung anderer zur Empfangnahme beftellten Bevoll⸗ 
mächtigten gültig zu Händen der Juſtizkommiſſare inſinuirt werden, welche die 
eingereichten Schriftſätze unterzeichnet haben, wenn dieſelben bei dem erkennen⸗ 
den Gerichte zur Prozeßpraxis beſugt ſind, oder an dem Sitze dieſes Gerichts 
wohnen. Die Vorſchrift des §. 48. der Verordnung vom 1. Juni 1833. wird 


aufgehoben. i 
e) Für die Reviſion und Nichtigkeits-⸗Beſchwerde. 0 

§. 23. Für das Verfahren in der Reviſions- und Nichtigkeitsbeſchwerde⸗ 
Inſtanz finden die für die zweite Inſtanz gegebenen Beſtimmungen gleichfalls 
Anwendung. Es ſind dabei jedoch die nachſtehenden beſonderen Vorſchriften zu 
befolgen: a) die Nichtigkeitsbeſchwerde muß außer der Angabe der Beſchwerde— 
punkte (§. 18.) dasjenige enthalten, was der Artikel 8. der Deklaration vom 
6. April 1839. vorſchreibt. b) Thatſachen zur Vegründung der Reviſion und 
Nichtigkeitsbeſchwerde, welche in der Rechtfertigungsſchrift nicht geltend ge⸗ 
macht worden find, dürfen ſpäter nicht vorgebracht werden. e) wenn die Ve⸗ 
antwortung der Reviſton und Nichtigkeitsbeſchwerde binnen der beſtimmten Friſt 
(C. 20.) nicht eingeht, 10 werden die in der Rechtfertigungsſchrift angeführten 
Thatſachen, ſoweit dieſelben überhaupt noch zuläſſig waren, für zugeſtanden 
angenommen. d) Zur Anfertigung der Schriftſätze in dieſer Inſtanz find, 
ſofern dieſelben von Juſtizkommiſſaren zu unterzeichnen find (8. 21.), ausſchließ⸗ 
lich die beim Geheimen Ober⸗Tribunal angeſtellten Juſtizkommiſſare befugt. 
24. Für die mündliche Verhandlung und die darauf ergehende Entſchei⸗ 

dung bei den Senaten des Geheimen Ober⸗Tribunals iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens 7 Mitgliedern, den Vorſitzenden eingeſchloſſen, erforderlich. Einer 
Vermehrung dieſer Anzahl bedarf es aber auch dann nicht, wenn es auf Abän⸗ 
derung zweier gleichförmigen Erkenntniſſe ankommt. Die Beſtimmung in Nr. 


Musbleibenden treffenden Nachtheils vorzuladen. 


7. der Ordre oom 19. Juli 1832 (Geſetz⸗Sammlung Seite 192) wird aufgehoben. 

F. 25. Das Plenum des Geheimen Ober⸗Tribunals 55 in den Nau — 
Nr. 3. und 4. der Verordnung vom 1. Auguſt 1836 (Geſetz⸗Sammlung Seite 
218) nicht blos über die zweifelhaft gewordene Rechtsfrage, ſondern in der Sache 
felbft zu entſcheiden. Die Entſcheidung erfolgt auf Grund nochmaliger münd⸗ 
e vor dem verſammelten Plenum 

S. 26. Den bei ihm aufgetretenen Sachwaltern der Parteien theilt = 
heime Ober⸗Tribunal Abſchriften des a: Er an Pr Be 
Erkenntniſſes mit und fegt dabei ihre Gebühren in einem auſchquantum feſt 
das für jeden mindeſtens 15 Kupfr. betragen foll, jedoch auch den ganzen Betrag 
der in dieſer Inſtanz angeſetzten Gerichtskoſten Erreichen kann. 
4) Für die Rechtsmittel in ſchleunigen Sachen. 

$. 27. In den nachſtehenden Sachen: a) og b) in Arreſt⸗ 
ſachen, die nicht mit der Hauptſache zugleich verhandelt werden (Prozeß⸗Ord⸗ 
nung Tit. 29. SS. 6373), c) im eigentlichen Merkantil⸗Prozeß (Prozeß⸗ 
Ordnung Tit 30. 88. 9-47), d) in Bauſachen, wenn von einem ſchon 
wirklich angefangenen Bau die Rede iſt, deſſen Fortſetzung oder Kaſſirung von 
dem Ausfalle des Prozeſſes abhängt (Prozeß-Ordnung Tit. 42. 88. 34—42), 
muß die Anmeldung der Appellation und deren Rechtfertigung fpäteftens binnen 
3 Tagen, mit Ausſchließung der Reſtitution, bei dem Gerichte erſter Inſtanz 
(. 30.) angebracht werden. Sie kann mündlich zu Protokoll erklärt oder 
ſchriftlich in der für die Appellations⸗Rechtfertigung beftimmten Form (8. 21.) 
eingereicht werden. Das Gericht erſter Inſtanz ſchickt die Akten ſofort nach 
Eingang der Appellations-Rechtfertigung an den Appellations⸗Richter und ſetzt 
die Parteien gleichzeitig davon in Kenntniß, den Appellaten unter Mittheilung 
der Appellations⸗Rechtfertigung. Der Appellations⸗Richter ſetzt einen möglichſt 
kurzen Termin zur Entgegnung auf die Appellations⸗Rechtfertigung und zur 
mündlichen Verhandlung an und ladet die Parteien dazu unter der in den SS. 
20. und 21. vorgeſchriebenen Verwarnung vor. Dem Appellaten ſteht frei, vor 
dem mündlichen Termine eine Entgegnung auf die Appellations-Rechtfertigung, 
welche an keine Form gebunden iſt, dem Appellationsgericht einzureichen. Für 
die Reviſion und Nichtigkeits-Beſchwerde treten in Anſehung der Friſt zu deren 
Anbringung, der Form, in welcher die Erklärungen anzubringen ſind, und des 
e dieſelben Vorſchriſten mit den näheren Beſtimmungen des §. 23. a. 
un ein. 

II. Bagatellſachen. 8 

§. 28. Die SF. 68. und 69. der Verordnung vom 1. Juni 1833 werden 
aufgehoben. Bei Prozeffen, deren Gegenſtand fünfzig Thaler nicht überſteigt, 
und die ſich nicht zu dem Titel 1. der Verordnung vom 1. Juni 1833 vorge⸗ 
ſchriebenen Mandatsprözeffe eignen, wird auf die zugelaſſene Klage, wenn ſolche 
auf Zahlung einer Geldſumme oder Gewährung anderer vertretbarer (fungibler) 
Sachen gerichtet iſt, an den Verklagten, ſtatt der Vorladung zu einem Termine, 
ein Mandat mit vierzehntägiger oder bei ſchleunigen Sachen nach richterlichem 
Ermeſſen kürzer zu beſtimmenden Friſt, erlaſſen. Dieſes Mandat muß die Bes 
fimmung, was der Berklagte dem Kläger zu zahlen oder zu leiſten hat, und die 
Verwarnung enthalten, daß, wenn der Verklagte binnen der geftellten Friſt we⸗ 
der mündlich zu Protokoll noch ſchriftlich Widerſpruch beim Gerichte erhebt, das 


Mandat die Kraft eines Kontumacialerkenntniſſes erlange, und auf den Antrag 


des Klägers — der von der erfolgten Inſtnuation zu benachrichtigen iſt — ohne 
Weiteres werde zur Vollſtreckung gebracht werden. Erſt — 2 malt: ; 
ſtimmten Friſt Widerſpruch angebracht wird, ſind beide Theile zur vollſtändigen 
Klagebeantwortung und weiteren mündlichen Verhandlung darüber nach §. 61. 
u. f. der Verordnung vom 1. Juni 1833 und mit Androhung des nach den 
88. 23. und 24. a. a. O. und nach §. 9. der W Verordnung den 
. 5 b . Bei anderen Bagatellſachen iſt 
lediglich nach den Vorſchriften des zweiten Abſchnitts zweiten Ti 5 2 
nung vom 1. Juni 1833 zu verfahren. a : — 

. . III. Beſondere Prozeßarten. 

8. 29. Für Cheſachen bleiben in erſter und zweiter Inſtanz die Vorſchrif⸗ 
ten der 88. 16 — 51. der Verordnung vom 28. Juni 1844. (Geſetzſammlung 
Seite 184.) maaßgebend, wogegen in dritter Jaſtanz hinſichtlich der Formen 
des Verfahrens, wie der Friſten die 88. 23 — 26. der gegenwärtigen Verordnung 
zur Anwendung kommen. In Anſehung der vormundſchaftlichen Prozeſſe (Pros 
zehordnung Tit. 39.), der Todeserklärungen, der Blödſinnigkeits- und Wahn⸗ 
ſinnigkeits⸗Erklärungen, der Konſiskations⸗, Generalmoratorien-, Konkurs-, 
Liquidations⸗ und Subhaſtations⸗Prozeſſe, fo wie in Anſehung der Vermögens- 
abtretang und der Behandlung der Gläubiger, verbleibt es zwar für das Ver⸗ 
fahren in erſter Inſtanz bei den beſtehenden Prozeßvorſchriften; werden aber ge⸗ 
gen Erkenntniffe Rechtsmittel eingelegt, oder kommen bei dieſen Sachen Spezial⸗ 
Prozeſſe vor, welche zu einer abgeſonderten Verhandlung ſich eignen, ſo ſind ſie 
gleichfalls nach den Beſtimmungen der Verordnung vom 1. Juni 1833 und der 
gegenwärtigen Verordnung zu behandeln. 

IV. Allgemeine Beſtimmungen. 
a) Anmeldung der Nechtsmittel. 

§. 30. Die Rechtsmittel gegen Erkenntniſſe find innerhalb der gefeglichen 
dazu beſtimmten Friſten bei den Gerichtsbehö:den, welche in der erſten Inſtanz 
inſtruirt oder erkannt haben, einzulegen. i 

bp) Nechtsmittel der Neftitution. i 

$ 21. Das Rechtsmittel der Reſtitution gegen Kontumacialerken#tt fe 
(Abſchnitt 3. Titel 14. der Prozeßordnung) und Purifikationsreſolutionen (Ver⸗ 
ordnung vom 28. März 1840, Gefegfammlung Seite 102.) ift zuzulaſſen, auch 
wenn erhebliche Hinderungsurſachen nicht angegeben und beſcheinigt ſind, das 
Reſtitutionsgeſuch aber im Uebrigen den geſetzlichen Vorſchriſten entſpricht. Die 
Friſt zur Einlegung dieſes Rechtsmittels beginnt im Falle des 28. mit dem 
Zeitpunkte, in welchem das Mandat die Wirkung eines Kentumactalerkenntniſſes 
angenommen hat. Wenn ein deſerirtet oder referitter Eid nicht abgeleiſtet iſt, 
fo kann binnen zehn Tagen nach dem verſäumten Termine, es mag inzwiſchen 
bereits erkannt ſein, oder nicht, Reſtitution nachgeſucht werden. 

e) Zuſammenrechnung verſchiedener Forderungen in demſelben Prozeß. 

$. 32. Mehrere in demſelben Prozeſſe geltend gemachte Forderungen, welche 
auf Zahlung einer Geldſumme oder Gewährung anderer vertretbarer Sachen ges 
richtel find, werden auch daun, wenn fie. aus verſchiedenen Geſchäſten entſprun⸗ 
gen find, zuſammengerechnet, fo doß die Kompetenz des Gerichts, die Prozeß⸗ 
art, die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln und die Anſezung der Koſten nach dem 
Geſammibetrage dieſer Forderung beurtheilt wird. a 

d) Prozeßſchriſten der Juſtiz⸗Kommiſſare. 
§. 33. Der Juſtizkommiſſar, welchtt eine Klage, Klagebeantwortung oder 
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andere Prozeßſchriften unterzeichnet, iſt für den Inhalt derſelben eben ſo verant⸗ 
wortlich, als wenn er die Schrift ſelbſt abgefaßt hätte. 
3 e) Beſchwerdeſachen. N 1 2 

F. 31. Veſchwerden gegen Verfügungen, wodurch ein Rechtsmittel zurück⸗ 
gewieſen wird, können nur innerhalb ſechs Wochen bei den zur deſinitiven Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels berufenen Gerichten der höheren 
Inſtanz angebracht werden. 3 . 
35. Auch andert Beſchwerden gegen gerichtliche Verfügungen, welche die 
verweigerte Einleitung eines Prozeſſes, oder das Prozeßverſabren ſelbſt im Laufe 
der Inſtanzen zum Gegenstande haben, ſollen fortan dem Inſtanzenzuge der ge⸗ 
gen Erkenntniſſe zuläffigen Rechtsmittel folgen. Sie find gegen Verfügungen der 
Gerüchte erſter Inſtanz bei dem Gerichte zweiter Inſtanz anzubringen, bei deſſen 
Entſcheidung es ſich in der Regel bewendet. Nur dann, wenn in der Haupiſache 


das Rechtsmittel der Reviſton nach SS. 1. bis 3. der Verordnung vom 14. De⸗ 


zember 1833 ſtattfinden könnte, iſt noch eine weitere Beſchwerde bei dem Gehei⸗ 
men Ober⸗Tribunale zuläſſig. Die Veſchwerden über Verfügungen der Gerichte 
zweiter Inſtanz in den bei ihnen anhängigen Sachen, in welchen ein ordentlis 
ches oder außerordentliches Rechtsmittel dritter Inſtanz an ſich zuläſſig it, ges 
hen an das Geheime Ober: Tribunal. 
§. 36. Die Ausführung der Verfügungen wird durch dagegen erhobene 
Beſchwerden an ſich nicht aufgehalten. Die vorgeſetzte Inſtanz it aber befugt, 
die Ausſetzung der Ausführung noch vor der Entſcheidung über die Veſchwerde 
ſelbſt anzuordnen. a 2 : 8 
. FS. 37. Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäſtsbetrieb oder Ver⸗ 
e n betreffen, ſind auch fernerhin an die vorgeſetzte Auſſichtsbehörde zu 
en. 2 


38. Auf die zur Kompetenz der Generalkommiſſtonen, oder der ihre 
eue a Singen gehörenden Auseinanderſetzungsſa⸗ 
chen finden die Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung keine Anwendung. 
Zeitpunkt der Anwendung mit beſonderer Beſtimmung für das Großgerzogthum Poſen. 

F. 39. Die gegenwärtige Verordnung ſoll mit dem 1. Dezember 1846 in 
Wirkſamkeit treten. Mit dieſem Zeitpunkte hört auch die bisherige Suspenfion 
der Vorſchriſten des zweiten und vierten Titels der Verordnung vom 1. Juni 1833 
vom ſummariſchen Prozeß für das Großherzogthum Poſen (vergl. §. 7. der Ver⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1834, Geſ.⸗Samml. S. 75.) auf, und finden alsdann 
dieſe Vorſchriften mit denen der gegenwärtigen Verordnung auch in dem Groß⸗ 
herzogthum Poſen Anwendung. Alle vor dem 1. Dezember 1846 inſinuirten 
Klagen werden in der Inſtanz, in welcher ſie ſich befinden, nach den bisherigen 
Vorſchriften ertedigt; fach beendigter und auf den übereinſlimmenden Antrag der 
Parteien auch ſchon im Laufe der Inſtanz treten die neuen Vorſchriften ein. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1846. * * 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Savigny. UÜhden. 
0 Bode. 


Beglaubigt: 
| Reflerionen.) Eine ganz neue Aera ſcheint für die Völker Europas 
eingetreten zu ſein, nachdem der letzte große Friede geſchloſſen wurde. Die In⸗ 
tereſſen des Erwerbe, von Seiten der Machthaber ſchon deshalb in noch beſſeren 
Schutz genommen, als früher, um den großen Verfall, worin die finanziellen 
Staatskräfte gerathen waren, wieder auszugleichen, haben ſeitdem ſuceeſſive bei 
den Europaischen Völkern eine Prädominanz erlangt, von der man früher keine 
Ahnung und keinen Begriff hatte. Der Handel, als damit eng verbunden, zeigt 
hier eine beſonders eruftliche Bedeutung. Man ſagt ſich, und wohl mit Recht, 
es iſt kein Beſtehen mehr für die Völker und ein Banferot derſelben unvermeidlich, 
wenn ihre Aus⸗ und Einfuhr nur auf einige Zeit ernftlich ſtockt. Was gleichzei⸗ 
tig in Betracht kommt, iſt der Umſtand, daß die finanziellen Staatsbedürfniſſe im 
Vergleich mit einer früheren Zeit, ungemein gewachſen find, in Folge deſſen, trotz 
der weit größeren Einnahmen, der gewaltige Schulden-Etat der Staaten, welchen 
die letzten Kriege hinterließen, erſt für einen Theil wieder gedeckt werden konnte. 
Hinzu tritt noch, daß die individuelle und perſönliche Stellung der Machtinhaber 
auf maucherlei Weiſe als gefährdet erſcheint, ſobald es unter den Völkern zu ernſt⸗ 
lichen neuen Konflikten kommen ſollte, deren Rückwirkungen, wie jetzt die inneren 
Verhältniſſe der Staaten angethan ſind, gar nicht vorher zu berechnen ſind, und 
daß ebendieſelben nicht mehr mit gleicher Freiheit, wie früher, über ſinanzielle 
Staatskräfte gebieten können, vielmehr in dieſer Hinſicht vielfach von der Macht 
der Privaten abhängig geworden find. Die Rothſchilds und Konſorten, ſagt 
man, werden nimmermehr die Mittel hergeben, um Kriege zu führen, während 
wieder nur von ihnen oder doch durch ihre Vermittelung die dazu erforderlichen 
ET nwerhaupt herbeizuſchaffen ſein würden, aus welchem allen man den Schluß 
ziehen will, es könne überhaupt nicht mehr zu ernftlichen Konflikten, zu wirklichen 
Kriegen unter den Europäiſchen Völkern kommen. Die inneren Bedürfniſſe der 
Staaten ſowohl, wie die immer weiter vorſchreitende Ausdehnung der internatio⸗ 
nalen Beziehungen würden eg, meint man, entſchieden verhindern und alle Beſorg⸗ 
niſſe davor um fo mehr entfernen, je nachdem die einzelnen Staaten ihre Handels- 
geſetzgebung auf einen Überaleren Fuß zu ſtellen, und ihre zum Theil noch immer 
ſehr feinbfeligen Tarife zu modiſieiren ſich entſchlöſſen, in welcher Beziehung feit Kur⸗ 
zem das von England gegebene Beiſpiel noch beſonders hervorgehoben wird. Man 
betrachtet es als ausgemacht, daß der ernſtliche Konflikt, worin England mit den 
Vereinigten Staaten gerathen war, nur durch feine betannte Tarifteform, welche 
den Amerikanern ein bedeutend erweitertes Feld des Handels bietet „ ſo gluͤcklich 
und raſch beſeitigt worden iſt. 
Daß alle dieſe Verhältniſſe ſehr deutlich durch ſich ſelbſt ſprechen, läßt ſich 
Eher fo wenig aber, daß das Gute, für die Menſchheit 


keineswegs leugnen, 
was ſich daraus ableiten läßt, nur dann gehörig geſichert werden 


von Rochow. 


Erſprießliche, 
kaun, wenn die beſtehenden neuen Umſtände gehörig erkannt und dem gemäß von 


— 


oben herab verfahren wird. Iſt dies nicht det Fall, darf man, unſeres Erach⸗ 
tens, nicht allein von dem neuen Zuſtande der Dinge, wie er ſich anſcheinend ge⸗ 


funden, ſehr unvollkommene Früchte nur erwarten, ſondern auch durchaus keine 
ſolche Garantien für die Sicherheit nach Außen darin ſuchen, als blos oberfläch⸗ 
liche Anſchauungen ergeben mögen. 

Worauf es vor Allem für die Völker jetzt ankommt, um nicht blos in ſich zu 
prosperiren, ſondern auch wahren Reſpekt nach außen einzuflößen, iſt ihre innere 
Organiſation, ein zeitgemäßes Fortſchreiten ihrer Inſtitutionen und ein möͤglichſt 
harmoniſches Wirken ihrer Kräfte. Wo dies nicht und wohl gar ein bedenkliches 
Maß von Disharmonie der Art Statt findet, wird die Weltgeſchichte ſich wahr⸗ 
lich nicht verleugnen, und düfte ſich leicht wiederholen, was ſchon oft vorgekom⸗ 
men: eine nicht abzuwehrende Neigung anderer Völker, aus dieſem Zuſtande für 
ihre Zwecke Nutzen zu ziehen. Wir können nicht umhin, auch bei dieſer Gelegen⸗ 


heit auf England zu verweiſen und darauf aufmerkſam zu machen, daß, nach aller 


Wahrſcheinlichkeit, die Neigung der Amerikaner, ſich mit England in einen Krieg 
einzulaſſen, ſtark vermehrte Nahrung erhalten haben würde, wenn nicht eben die 


dortige Staatsgewalt die bedenkliche Disharmonie, welche in England ſelbſt ein⸗ 


geriſſen war, durch die neue Handelsgeſetzgebung zu abſorbiren geſucht hätte, was 
gewiß ein ſehr klug berechneter, wahrhaft politiſcher Akt war. Rechnet man bie 
ſem noch die vielen anderen wichtigen Reformen hinzu, welche ſeit Jahren in Eng⸗ 
land eingetreten, kann man wohl mit Recht ſagen, Englands innerer Zuſtand iſt 
für jetzt und auf längere Zeit ein ſehr befriedigender, der auch nach außen hin 
nothwendig große Achtung einflößen muß. Er würde vielleicht als ein der Voll⸗ 
kommenheit nahe kommender zu betrachten fein, wenn nicht das Elend Irlands, 
aus früheren Sünden Englands datirend, noch immer mit ſchwerem Gewicht auf 
deſſen Schultern ruhte. 

Wie nun aber mit Deutſchland? Wir wollen das Bild der inneren Zuſtän⸗ 
de, welches ſich uns hier darbietet, keinesweges wirklich aufrollen. Wir begnügen 
uns mit der Andeutung, daß wir jene nicht für befriedigend halten, und glauben, 
mit Bezug darauf, wie auf den Umſland, dag Deutſchlands Stellung zu Ruß⸗ 
land und Frankreich, beſonders zu erſterem, in kommerzieller und internationaler 
Beziehung, ſchon ſeit längerer Zeit eine keinesweges ſehr freundliche und erfreu⸗ 
liche zu nennen iſt, mit Recht folgende Fragen aufwerfen zu können. Kann es 
gleichgültig für Deutſchland ſein, wenn man ſeit einiger Zeit ſo viel von einer An⸗ 
näherung und wachſenden Sympathie zwiſchen Rußland und Frankreich hört? 
Kann es gleichgültig für daſſelbe ſein, wenn man hört, durch die letzte Anweſen⸗ 
heit des Kaiſers von Rußland in Polen ſeien unter den dortigen Bewohnern neue 
Gefühle für Slavismus und vermehrte Antipathien gegen Deutſchland erweckt wor⸗ 
den? Möge alles dieſes, wie noch ſo manches andere der Art, was bedrohlich 
für Deutſchland, namentlich für die materiellen Intereſſen deſſelben, erſcheint, für 
den Augenblick wenig zu bedeuten haben. Die Bedeutung wächſ't und muß wach⸗ 
ſen, ſo lange die inneren Zuſtände Deutſchlands als unbefriedigend erſcheinen. 
Nur dadurch, daß dieſe ſich ändern, kann das Bedrohliche von jenen Seiten ver⸗ 
ſcheucht werden. Ein harmoniſches Deutſchland vermag ſehr viel, nach innen, 
wie nach außen. Ein der inneren Disharmonie ſtark verfallenes wird, in einer 
wie anderer Hinſicht ſchwach bleiben und hat von bedrohlichen äußeren Konſtella⸗ 
tionen allerdings ernſtliche Folgen zu gewärtigen. Kann man noch zweifelhaft 
ſein, was hier zu thun iſt? | 


Berlin. — Wie gegenwärtig nun allgemein bekannt iſt und wahrſcheinlich 
auch bereits in den nächſten Tagen durch offizielle Bekanntmachung zur Kenntniß 
des größeren Publikums kommen wird, hat der Finanzminiſter Flottwell den von 
ihm erbetenen Abſchied erhalten und geht an die Stelle des nach den neueſten Zei⸗ 
tungen zum General-Poſtmeiſter ernannten Herrn v. Schaper als Ober⸗Präſident 
nach Weſtphalen. Wir erinnern bei dieſer Gelegenheit an die freudige Stimmung 
welche ſ. 3. die Ernennung des Herrn Flottwell zum Finanzminister erweckte. All⸗ 
gemein wurden von ihm durchgreifende, zur Hebung und Förderung unſeres Na⸗ 
tionalwohlſtandes geeignete Maßregeln erwartet. Gedenkt man dagegen der jetzt 
mannigfach cireulirenden Gerüchte, daß ſolche gründliche Reformen und Fortſchritte 
wirklich vielfach von ihm angeſtrebt und bevorwortet worden, ohne daß er mit 
denſelben durchzudringen vermocht hätte, und erwägt man, daß ſchon jetzt, nach 
kaum zwei Jahren, Herr Flottwell feinen Wirkungskreis, dem er ſich mit fo that⸗ 
kraͤftigem Streben widmete, wieder verläßt, auch daß es ſeit der Thronbeſteigung 
des jetzigen Königs das vierte Mal iſt, daß dieſem fo wichtigen Miniſterium ein 
neuer Chef gegeben wird, wird man unabweislich zu der Anſicht hingezogen, daß 
hier Verhältniſſe obwalten, an denen die Kraft und der Wille des Einzelnen ſchel⸗ 
tern, während dagegen gerade von deren Beſeitigung die Möglichkeit eines erfolg⸗ 
reichen Wirkens für den Chef dieſer Verwaltungsparthie abhängig bleibt. Dieſe 
Verhältniſſe liegen, unſerer innerſten Ueberzeugung nach, in dem Mangel an Cen⸗ 
traliſation unſerer Finanzverwaltung, in der daraus folgenden mangelhaften Er⸗ 
kenntniß deſſelben, was dem Lande noch thut, wie endlich in dem gleichfalls hier⸗ 
aus entſpringenden Widerſtande der Intereſſen der verſchlebenen Finanzpartien, 
Bekannt iſt, wie das eigentliche ſ. g. Finanzminiſterinm ſich der Juſtiz⸗, Poft- und 
Domainenverwaltung in die Erhebung der Steuern theilt. Eben ſo, daß die 
Geldinſtitute des Staats und die ganze Staatsſchuldenverwaltung als een 
ſelbſtſtändiges Miniſterium davon getrennt fd. Den Umſtand, daß hierdurch die 
Adminiſtration bedeutend vertheuert wird, obgleich jedenſalls ſehr in Betracht 
kommend, wollen wir hierbei nicht erſt berückſichtigen; was hier, unſerer Anſicht 
nach, als Hauptpunkt entgegentritt, iſt, wie wir wiederholen zu müſſen glauben, 


daß unter ſolchen Verhältniſſen eine Einheit in den Finanzoperationen nicht zu er⸗ 
langen, auch keine Ueberſicht möglich iſt, um die nothwendige Einwirkung auf eine 
ſyſtematiſche Bewegung des Geldes herbeizuführen. Zum Belege dieſes Wider 
ftreites in der Finanzpartie wollen wir hier nur an das Dilemma erinnern, welches 


daraus entſteht, wenn der Chef der einen Finanzpartie im ſpeziellen Intereſſe der⸗ 


ſelben den Zins fuß herunterdrückt, während ſich in der anderen und zwar nament⸗ 
lich zum Bau der Eiſenbahnen, ein ungewöhnlich ſtarkes Bedürfniß nach Capital 
ausſpricht. Die Nachtheile, die aus der, lediglich im Intereſſe der einen Finanz⸗ 
partie erfolgten Convertirung der Staatspapiere und den damit zuſammeuhängen⸗ 
den Verhältniſſen gefolgt ſind, äußern ſich noch bis auf dieſen Augenblick und der 
beklagenswerthe Zuſtand, in welchen durch den angedeuteten Widerſtreit unſer Geld⸗ 
markt gerathen iſt, klagt lauter als alle Federn es zu ſchildern vermögen. Allge—⸗ 


mein bekannt iſt endlich der Widerſpruch, der zwiſchen den beiden Chefs unſeres 


Finanzorganismus in Bezug auf die Bankfrage beſtand, und der, wie man ſagt, 
mit die unmittelbare Veranlaſſung zu dem Austritt des Herrn Flottwell gegeben 
habe. Wie man allgemein zu wiſſen glaubt, iſt es die unmittelbare Anſicht des 
abgetretenen Finanzminiſters geweſen, daß, namentlich in einem Staate, wo die 
indirecten Steuern den bedeutendſten Theil der Einnahme abwerfen, die Höhe und 
der richtige Eingang der Abgaben in dem unmittelbarſten Zuſammenhange mit dem 
Wohlſtande des Volkes ſtehen, und daß hier ein ausgedehntes Syſtem von Privat⸗ 
banken allein im Stande ſei, den Credit wieder herzuſtellen und die Gewerbe, den 
Handel, neu zu beleben. Daß der Chef der Staats-Geld⸗Juſtitute mit Bezug 
auf das beſondere Intereſſe der Königl. Bank, darüber anders dachte, iſt bekannt. 
Wohin die Divergenz der Anſichten über dieſen und andere Punkte geführt hat, 
liegt nun durch das Abtreten des Hrn. Flottwell offenkundig vor. 

Berlin. — Viele unſerer Börſenmänner fühlen ſich über die vom Herrn v. 
Bülow⸗Cummerow verfaßte jüngſte Schrift in Betreff des hieſigen Börſenlebens 
ſo verletzt, daß ſie gegen den Verfaſſer klagbar werden wollen. — Man ſpricht 
viel davon, daß die Ernennung des Freiherrn v. Patow zum Finanzminiſter, die 
des Herrn Eichmann in Köln zum Juſtizminiſter und die des Juſtizminiſters Hrn. 
Uhden zum Kabinetsminiſter gewiß ſei, wenn auch ſolches noch nicht offiziell be⸗ 
kannt gemacht worden. — Der Major v. Moltke, Adjutant des hochſel. Prinzen 
Heinrich von Preußen, iſt nach Rom zurückgekehrt, um die Leiche des hohen Ver⸗ 
ſtorbenen, ſeinem Willen gemäß, einzuſchiffen und nach dem Vaterlande zurückzu⸗ 
führen, wo eine feierliche Beiſetzung in dem Dome zu Berlin ſtattfinden wird. Ob 
die reichen Kunſtſchätze und die werthvolle Bibliothek dem Vaterlande beſtimmt 
find, wird ſich ergeben, ſobald die letztwilligen Verfügungen Sr. k. H. eröffnet fein 
werden. Dem hier und da verbreitet geweſenen Gerüchte, als ſei der Prins Hein⸗ 
rich zur katholiſchen Kirche übergetreten, kann auf das Beſtimmteſte widerſprochen 
werden. — Die Elbf. Z. meldet aus Berlin: „Seit dem 19ten iſt hier in den 
höheren militairiſchen Kreiſen die Nachricht verbreitet, daß Se. Königl. Hoh. der 
Prinz Friedrich zu Düſſeldorf zum Gouverneur der Bundesfeſtung Luxemburg er⸗ 
nannt worden iſt.“ — Vor einigen Tagen hat, wie ich Ihnen mit Gewißheit 
berichten kann, der Plan für die weitere Entwickelung unſerer Verfaſſung die Ge— 
nehmigung Sr. Maj. des Königs erhalten; er wird in dieſem Augenblicke redigirt 
und wahrſcheinlich am 3. Auguſt publizirt werden. — Das Gerücht, welches 
einige Blätter mittheilen, es werde Hr. Rother nach Einrichtung der neuen Bank⸗ 
verhältniſſe, ſich zur Ruhe begeben, entbehrt allen Grundes für jeden, der einiger— 
maßen die Verhältniſſe kennt. 


Ansland. 


W nn 

Aus dem Holſteiniſchen den 21. Juli. Es verbreitet ſich das Gerücht, 
daß der Herzog von Glücksburg entſchloſſen fein ſoll, um feine Entlaſſung aus dem 
K. Dienſt einzukommen und erwartet man einen gleichen Schritt von Seiten des 
Prinzen von Auguſtenburg⸗Noer. Dagegen ſcheint der Graf Joſeph von Revent⸗ 
low-Criminil, hinſichtlich deſſen Reſignation gleichfalls Gerüchte eireulirten, je— 
denfalls die Beendigung der diesjährigen Diät abwarten zu wollen. Uebrigens 
erhält ſich die Anſicht, daß die diesmalige Holſteiniſche Ständeverſammlung nur 
von ſehr kurzer Dauer fein wird, und dürfte die diesſällige Entſcheidung bereits 
in den nächſten Tagen erfolgen. 

Hamburg. — Der Proteſt des Großherzogs von Oldenburg wird von 
allen Seiten beſtätigt. 

Altona den 23. Juli. In Folge der Aufregung, welche der Königl. offene 
Brief über die Erbfolge in den Herzogthümern auch in Altona verurſacht hat, 
wurde geſtern Abend um 8 Uhr im Lokale des Bürgervereins eine allgemeine Vers 
ſammlung der Bürger Altonas gehalten, um eine Adreſſe an die Ständeverſamm⸗ 
lung des Herzogthums Holſtein zu unterzeichnen. Die Adreſſe, welche in ſehr 
abgewogenen Ausdrücken der Ständeverſammlung die beipflichtende Ermunterung 
der Bürger Altonas darbringen follte, dem begonnenen Kampf für das Erbfolge: 
gericht in der männlichen Linie ſtandhaft fortzuführen, wurde von den Meiſten 
der Anweſenden unterzeichnet. 


Neuſtadt a. d. Haardt den 20. Juli. Die Diöbceſanſynode des 


Dekanats Neuſtadt, welche heute hier verſammelt war, wurde von dem Königl. 
Dekan aufgelöſt, weil die Mitglieder derſelben, ſowohl die geiſtlichen als die 
weltlichen, ſich durchaus ihr gutes proteſtantiſches Recht nicht nehmen laſſen woll- 
ten, Anträge über die Freiheit ihres Glaubens, über den neuen Katechismus, über 
die in Frage geftellte Amts wirkſamkeit aller geiſtlichen in der widerrechtlichen Sus⸗ 
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penſion des Pfarrers Franz ꝛc. zu ſtellen und zu debattiren, und ihre Herzensmei⸗ 
nung klar und unumwunden vor den höhern geiſtlichen Behörden auszuſprechen 

Ulm. — Auf eine Bitteingabe der hieſigen Deutſch⸗Katholiken an die 
a 1 e reſp. Mitbenutzung einer der hieſigen prote⸗ 

antiſchen Kirchen für ihren Gottesdienſt iſt vor einigen i i 
ee 1 ft # aus einig Tagen eine abſchlägliche 

Karlsruhe. — Am Schluſſe der Kammerſitzung vom 2 1ten d. zeigte d 
Abg. Hecker an, er werde in einer der nächſten Si en. 

ba. rau, 5 en Sitzungen auf den „offenen Kö⸗ 
niglichen Brief des abſoluten Königs in Dänemark“ in Betreff der Einverleibung 
des Herzogthums Lauenburg und Schleswig-Holſtein eine Interpellation an das 
Miniſterium richten, und nöthigenfalls einen Antrag für die Erhaltung der Inter 
grität des Deutſchen Staatsgebiets ſtellen. Lauter Beiſallruf begleitete dieſe Anz 
kündigung. . a 
O eſterreich. a 

Wien den 24. Juli. Der Erzherzog Franz Karl und die Erzherzogin So⸗ 
phie begeben ſich mit ihrer Familie am 27ſten d. M. nach Iſchl. Der Erzherzog⸗ i 
Vice-König Rainer wird ſammt feiner Familie hier bis Oktober verweilen und der 
Erzherzog Leopold, Ältefter Sohn deſſelben, dem Erzherzog Johann, General- 
Direktor des Genie- und Fortiſieationsweſens, ad latus beigegeben werden. 

Dem Vernehmen nach, ſoll zur Konzeſſion einer neuen Eiſenbahnſtrecke in der 
Lombardei, nämlich von Monza nach Bergma, der Vorſchlag bereits gemacht und 
der Kaiſerlichen Genehmigung unterbreitet worden ſein. 

Prag den 22. Juli. Zwei höchſt wichtige Kaiſerliche Erlaſſe erregen bei 
der hieſigen jüdiſchen Bevölkerung eine ungemeine Freude und ſind geeignet, die 
Theilnahme des Menſchenfreundes auch in entfernteren Kreiſen zu erwecken. Der 
eine betrifft die allmälige Aufhebung der nicht minder drückenden als ſchimpflichen 
Böhmiſchen Judenſteuer, von der, mit dem Jahr 1847 angefangen, jedes Jahr 
ein Siebentel entfallen, ſo daß nach Verlauf von ſieben Jahren die gegenwärtige 
Judenſteuer ganz aufhören fol. Wie heilſam dieſer Kaiſerliche Gnadenact für 
die geſammte Böhmiſche Judenſchaft in feinen Folgen fein wird, und wie tief ein— 
greifend in die anderweiten politiſchen Verhältniſſe er ſchon dermalen iſt, kann nur 
Derjenige beurtheilen, der die Modalitäten, unter denen dieſe Steuer erhoben 
wird, in ihrer ganzen Gehäſſigkeit kennt. Man zweifelt nicht, daß dieſe heilſame 
Maßregel nicht blos auf die Böhmiſche Juden beſchränkt bleiben, ſondern auch auf 
die Mähr 1 lizier ausgedehnt werden wird. — Der zweite Erlaß betrifft 
die Grün | außerordentlichen Lehrkanzel an der hieſigen Univerſität für 
Hebrälſche und rabbiniſche Sprachwiſſenſchaft und Literatur, zu 
welcher der auch außerhalb Oeſterreichs rüͤhmlichſt bekannte und rüſtige Geiehrte 
Dr. Weſſely, ifraelitifcher Religionslehrer hier, berufen fein ſoll. Somit werden 
wir den in Oeſterreich noch nie erhörten Fall erleben, daß auch die Hebräifche und 
rabbiniſche Sprachwiſſenſchaft an unſerer Univerſität vertreten und unter der Zahl 
der Lehrer unſerer Hochſchule auch einen Iſraeliten angeführt zu ſehen. 

Frankreich. a 

Paris den 24. Juli. Briefe aus Algier vom 17ten berichten, daß Mar⸗ 
e ee traf, nach Frankreich abzureiſen; ſeine Abreiſe ſollte am 

Der Minifter des Innern hat unterm 18ten d. an die Brä 
ments folgendes Rundſchreiben gerichtet: bee. rg 

„Herr Präfekt! Nach den Geſetzen und Verordnungen über die Buchdruckereien 
müſſen dem Drucke und der Veröffentlichung jeder Schrift eine Erklärung und eine 
Niederlegung vorhergehen, welche in den Departements auf dem Sekretariat der 
Präfektur ſtatthaben müſſen. Die ſtrenge Vollziehung dieſer Beſtimmungen kann 
wegen der Verzögerung, die fie fordert, die Freiheit der Diskuſſionen in Wahl⸗ 
ſachen ſchmälern. Die Zeit mangelt oft wirklich im Augenblicke der Wahl, um 
die Formalitäten der Erklärung und Niederlegung im Hauptorte des Departements 
zu erfüllen. Dieſe Schwierigkeit hat ſich bei den allgemeinen Wahlen von 1842 
dargeboten. Um zu verhüten, daß ſie ſich erneuere, habe ich beſchloſſen, daß, 
wenn es ſich von einer die Wahlen betreffenden Veröffentlichung handelt, bis zur 
Vollendung der Wahl- Operationen, die Erklärung und die Niederlegung, aus⸗ 
nahmsweiſe, auf dem Sekretariate der Unter Präfektur des Ortes, wo die Ver⸗ 
offentlichung ſtatthaben ſoll, alle Tage, zu jeder Stunde, und ſelbſt am Sonn⸗ 
tage, in Empfang genommen werden können. Ich habe nicht nöthig, Ihnen noch 
zu ſagen, daß jede Veröffentlichung ohne Namen des Buchdruckers unverzüglich 
bei dem Königlichen Prokurator angegeben werden muß.“ 

Das demokratiſche Wahl⸗Comité von Grenoble hat ein Manifeſt erlaſſen, 
worin es erklärt, es ſei zwar bereit, ſich für die Wahl der Kandidaturen mit den 
Wählern aller Oppoſitions⸗Nüancen zu vereinbaren, welche aufrichtig den Fort⸗ 
ſchritt wollen und der Politik und der Kandidaten des gegenwärtigen Miniſteriums 
müde ſeien; doch werde es nur ſolche Kandidaten in Vorſchlag bringen oder un⸗ 
terſtützen, welche ſich förmlich verpflichten würden diejenigen politiſchen Reformen 
zu erſtreben, deren Nothwendigkeit jet von allen Oppoſſtions⸗Nüaucen anerkannt 
ſei, nämlich Wahlreform (Herabſetzung des Wahl⸗Cenſus und Ausdehnung der 
Wahl⸗Vefugniß auf den zweiten Theil der Geſchwornen-Liſte, die Stadträthe und 
National-Garde⸗Ofſtziere, die Doktoren und Licentiaten der Fakultäten u. ſ. w.), 
parlamentariſche Reform (Aufhebung des Wählbarkeits⸗Cenſus, Entſchädigung 
für die Repräſentanten des Landes durch Diäten ⸗ Bewilligung u. |. w.), Reorga⸗ 
niſation der National-Garden, Zurücknahme oder Reviſion der September⸗Ge⸗ 
ſehe, ausſchließliche Verweiſung aller Preßvergehen vor die Geſchwornen⸗Gerichte, 
Verwerfung jedes Dotations⸗Entwurfes und der Errichtung eines Vice⸗Königthums 

(Beilage.) 


M175. 


Beilage zur Zeitung füt das Großherzogthum Poſen. 


den 30. Juli 1846. 


in Algerien, Annahme dringender ökonomiſcher Reformen, z. B. Poſt⸗Reform, 
Konvertirung der Renten, erufte Prüfung der Fragen in Bezug auf Verbeſſerung 
des Looſes der arbeitenden Klaſſen, ſo wie eine allgemeine Politik, welche die öf⸗ 
ſentliche Moral ſicher ſtelle gegen das Umſichgreifen der Corruption und den im 
Auslande erniedrigten Franzbſiſchen Namen wieder erhebe. Das Journal des 
Deébats bemerkt zu dieſem Programme: „Wir find fo frei, die eonftitutionelle 
Linke zu fragen, ob ſie dieſem Programme zuſtimmt. Wollen Herr Thiers und 
Odilon Barrot die Herabſetzung des Wahleenſus, die Entſchädigung für die De⸗ 
putirten und alle die augeblichen Reformen, die von dem demokratiſchen Comité 
zu Grenoble verlangt werden? Nur zu ſolchem Preiſe ſoll ihnen ja die Mitwir⸗ 
kung der radikalen Partei zugeſichert ſein. Nehmen ſie dieſe Bedingungen an? 
Wir mochten wohl über dieſen Punkt aufgeklärt werden.“ 

Vor einigen Tagen iſt auf der Eiſenbahn nach Rouen der erſte Poſt⸗Buͤreau⸗ 
Wagen von der Art, wie ſie jetzt auf allen Franzöſiſchen Bahnen eingerichtet wer⸗ 
den ſollen, in Bewegung geſetzt worden. Es ſind dies ſehr geſchmackvoll außer⸗ 
halb und innerhalb ausgeſtattete Pavillons von 16 Fuß Länge, 8 Fuß Breite und 
7 Fuß Höhe mit 2 Zimmern, von denen das kleinere ein Drittheil des Wagens 
einnimt und ein Eintrittszimmer bildet. Das Hauptzimmer hat drei Schreibtiſche, 
die nöthigen Sortirungsſchräuke für den Büreau- Direktor und die beiden Beam⸗ 
ten und kann geheizt werden. In dieſem Wagen wird während der Fahrt gear⸗ 
beitet, und es werden jetzt auf jeder Station Gelder und Briefe angenommen und 
abgegeben werden. In dem erſten Büreauwagen, welcher von Paris abgiug, be: 
ſand ſich der Ober-Poſt⸗ Direktor Comte ſelbſt. Der rothe Wagen trägt in gro⸗ 
ßen goldenen Buchſtaben die Aufſchrift „Poſt⸗ Verwaltung“ und darüber die Bü⸗ 
FA = Nummer, 

In dem zu Arras erſcheinenden Progres vom 19. lieſt man: „Am 17. d. 
hätte ſich faſt ein zweites Unglück auf der Nordbahn ereignet. Wäre der Mittags⸗ 
zug von Arras nach Lille nicht bei Zeiten angehalten worden, jo würde er in dafs 

ſelbe Waſſer geſtürzt fein, das vor kurzem jo Vieler Grab geworden. Seit dem 
Unglücksfall vom S. war auf der Strecke von Arras nach Roeux das Fahren auf 
der linken Schienen bahn unterſagt. Ungeachtet dies durch die aufgeſteckte rothe 
Flagge deutlich angezeigt war, fuhr dennoch der geſtrige Zug von Arras auf der⸗ 
ſelben und würde unfehlbar über den Damm von Fampoux geſtürzt fein, wenn 
nicht glücklicherweiſe eine abgeſandte Signal- Lokomotive die Gefahr abgewandt 
hätte. Wo war der Zugführer, wo der Bahnhofs Direktor, wo der Königliche 
Kommiſſar, als der Zug von Arras aus auf der verbotenen Bahn fuhr?“ 
. 

Rom den 15. Juli. (A. 3.) Die Preſſe vom 4. d. läßt ſich von hier 
berichten, der Papſt habe dem Grafen Roſſi einen Brief geſchrieben, worin er 
feine Liebe und Hochachtung für Ludwig Philipp und die Franzoſen ausdrücke und 
ſich dieſelbe Protection ausbitte, wie fein Vorgänger ſie genoſſen habe. Man 
weiß wirklich nicht, was man zu ſolchen Lngenartiteln denten ſoll, die uns einen 
Blick thun laſſen in das Franzöſiſche Getriebe. 

Große Anſtände ſollen in Rom die beabſichtigten Reformen in der Finanzver⸗ 
waltung finden. Bisher wurden die öffentlichen Gelder nicht ſelten auf unverant⸗ 
wortliche Weiſe verſchleudert und zu fremdartigen Zwecken gemißbraucht, was um 
ſo leichter geſchehen konnte, als eine geordnete Finanzverwaltung und Rechnungs⸗ 
führung gar nicht zu denken war. So läßt es ſich wohl begreifen, daß man von 
gewiſſen Seiten an der Einführung eines geregelten Zuſtandes keinen rechten Ge⸗ 

fallen findet. 3 
(Schleſ. Ztg.) Zu Rom iſt am 17. Juli nachſtehender Gnadenact Sr. Hei⸗ 
ligkeit betaunt gemacht worden: Pius IX. Seinen getreueſten Unterthanen 
Heil und apoſtoliſchen Segen. In den Tagen, an denen Uns die Freude des 
Voltes über Unſere Erhebung zur päpſtlichen Würde in der Tiefe des Herzens 
rührte, konnten Wir Uns eines ſchmerzlichen Gefühles bei dem Gedanken nicht er⸗ 
wehren, daß nicht wenige Familien Unſerer Unterthanen zurückgehalten waren, an 
der allgemeinen Freude Theil zu nehmen, weil ſie durch Entziehung des häuslichen 
Troſtes großen Antheil hatten an der Strafe, die irgend einer der ihrigen durch 
Störung der Ordnung der Geſellſchaft und Verletzung der geheiligten Rechte des 
rechtmäßigen Fürſten verdient hatte. — Wir wendeten gleichfalls einen mitleids⸗ 
Vollen Blick auf ſo viele unerfahrne Jünglinge, welche, wenn gleich durch trüge⸗ 
riſche Anlocungen zu politiſchem Aufruhr fortgeriſſen, Uns mehr als Verführte 
denn als Verführer erſchienen. — Deshalb waren Wir gleich Anfangs darauf 
bedacht, jenen verirrten Kindern, welche aufrichtige Reue zu bezeugen geneigt ſein 
würden, die Hand zu reichen, und ihnen den Frieden des Herzens zu gewähren. 
— Die Zuneigung, welche Unſer gutes Volk Uns bewieſen und die Merkmale unzwei⸗ 
felbafter Verehrung, welche der heilige Stuhl in Unſerer Perſon von ihm erhalten 
hat, haben Uns nun die Ueberzeugung berſchafft, daß Wir ohne Gefahr für das 
öffentliche Wohl Verzeihung angedeihen laſſen können. — Wir verordnen demnach 
und befehlen, daß der Beginn Unſeres Pontiſicats durch folgende Acte der Fans 
desherrlichen Gnade bezeichnet werde. I. Allen Unſeren Unterthanen, welche ſich 
wegen Staatsverbrechen gegenwärtig an Straforten befinden, laſſen Wir die noch 
übrige Strafzeit nach, wenn fie ſchriftlich auf ihr Ehrenwort die feierliche Erklä⸗ 
rung geben, daß ſie in keiner Weiſe und zu keiner Zeit dieſe Gnade mißbrauchen 
und zu gleicher Zeit jede Pflicht eines guten Unterthanen treu erfüllen wollen. 
II. Unter derſelben Bedingung follen in Unſeren Staat alle diejenigen Unterthanen, 
die aus politiſchen Urſachen ſich geflüchtet haben, wieder aufgenommen werden, 
wenn fie binnen Jahresfriſt von Bekanntmachung gegenwärtiger Entſchließung an 


Berechnet, durch die apoſtoliſchen Nuntien oder andere Repräfentanten des heiligen 
Stuhles, in gehöriger Weiſe den Wunſch zu erkennen geben, dieſen Act Unſerer 
Milde zu benützen. III. Wir ſprechen gleichfalls los diejenigen, welche wegen 
Theilnahme an Umtrieben gegen den Staat, dem precetto politico unterliegen 
oder für unfähig erklärt worden ſind, Municipalämter zu bekleiden. IV. Es ift 
Unſere Willensmeinung, daß die Criminalprozeſſe wegen rein politiſchen Verbre⸗ 
chen, die noch nicht durch ein förmliches Urtheil beendigt ſind, abgebrochen und 
niedergeſchlagen, und daß die Bezichtigten frei entlaſſen werden, wenn nicht einer 
derſelben die Fortſetzung des Prozeſſes in der Hoffnung verlangt, feine Unſchuld 
darzuthun und die Rechte derſelben zu erlangen. V. Es iſt jedoch nicht Unſere 
Willensmeinung, daß in den Anordnungen der vorſtehenden Artikel jene ſehr we⸗ 
nigen Geiſtlichen, Militairoffiziere und Beamten begriffen fein ſollen, welche bes 
reits verurtheilt worden oder auf flüchtigem Fuße oder noch in Unterſuchung wegen 
politiſcher Verbrechen ſich befinden, und in Betreff deren Wir Uns vorbehalten, 
andere Entſchließungen zu faſſen, ſobald Wir nach erlangter Kenntniß der reſpek⸗ 
tiven Anſprüche es für rathſam erachten werden. VI. Wir wollen gleichfalls nicht, 
daß in der Begnadigung begriffen ſein ſollen die gewöhnlichen Vergehen, deren 
ſich die politiſchen Verurtheilten, oder Bezichtigten oder Flüchtlinge außerdem ſchul— 
dig gemacht haben dürften; und für dieſe wollen Wir, daß die gewöhnlichen Ge⸗ 
ſetze ihre vollſtändige Vollziehung erhalten. Wir hegen die feſte Zuverſicht, daß 
diejenigen, welche von Unſerer Milde Gebrauch machen, jederzeit ſowohl Unſere 
Rechte, als ihre eigene Ehre zu achten wiſſen werden. Wir hoffen ferner, daß die 
durch Unſere Verzeihung erweichten Gemüther jene Feindſchaft und Gehäſſigkeit 
ablegen, welche ſtets Urſache oder Wirkung der politiſchen Leidenſchaften ſind: ſo 
daß wahrhaft jenes Band des Friedens wieder geknüpft werde, welches uach dem 
Willen Gottes ſämmtliche Kinder Eines Vaters umſchlingen ſoll. — Sollten jedoch 
Unſere Erwartungen in irgend einem Falle getäuſcht werden, ſo werden Wir, 
wenn auch mit bitterem Leidweſen Unſeres Herzens, ſtets eingedenk fein, daß, 
wenn die Milde das ſüßeſte Attribut der Herrſchergewalt, auch die Gerechtigkeit 
die erſte Pflicht derſelben iſt. Gegeben zu Rom bei S. Maria Maggiore, am 
16. Juli 1846 Unſeres Pontificats im erſten Jahre. Pius P. P. IX. 

Palermo den 14. Juli. Vor einigen Tagen bemerkte man eine außerge⸗ 
wöhnliche Truppen⸗Bewegung in einem Quartier der Hauptſtadt, zahlreiche Pa⸗ 
trouillen kreuzten ſich in allen Richtungen, und man erfuhr endlich, daß eine Ver⸗ 
bindung zwiſchen einem der neu hierher verlegten Regimenter und den im Gefäng- 
niß ſich befindenden Straͤflingen, 3600 an der Zahl, entdeckt worden ſei, zu⸗ 
folge deren die Gefangenen in Freiheit geſetzt werden ſollten. Was dem reichen 
Palermo für ein Schickſal bevorgeſtanden hätte, wenn jene 3 4000 an Raub 
und Mord gewöhnten Miſſethäter ihrer Haft entronnen wären, läßt ſich denken. 
— Noch immer wird die nahe Ankunft des Königs hier angekündigt. Derſelbe 
ſoll angeblich in Begleitung des Franzöſiſchen Geſchwaders unter Prinz Joinville 
herüberkommen. 

SS — 


Vermiſchte Nachrichten. 


Poſen. — Im Birnbaumer Kreiſe macht die Pferdezucht erfreuliche Forts 
ſchritte. Bei dem am 22. Juni in Zirke abgehaltenen Remonte-Markte wurden 
von 38 vorgeſtellten jungen Pferden 10 Stück für 975 Rthlr., alſo zu einem 
Durchſchnittspreiſe von 974 Rthlr. gekauft. Der höchfte Preis, den das Land⸗ 
geſtüt⸗Wirthſchafts⸗Amt erhalten, betrug 130 Rthlr., der niedrigſte 80 Rrhlr. 

Bei dem von Seiten des landwirthſchaftlichen Vereins des Birnbaumer Krei— 
ſes am 4. Mai veranſtalteten, mit einer Thierſchau verbundenen Pferde⸗Rennen 
wurden Behufs Aufmunterung zur Pferde- und Rindviehzucht unter den kleinen 
ländlichen Eigentümern, und zwar als Prämie im Pferderennen, für die Dreſ⸗ 
fur guter Landwehr: Pferde, für tüchtige Mutterſtuten und Füllen, fo wie für die 
beſtgezuͤchteten Verſen-Kälber allein über 200 Rthlr. verwendet und außerdem 
noch Ehrenpreiſe und FreisDedfcheine für gute Mutterſtuten vertheilt. — Bei dem 
am 9. Mai in Meſeritz abgehaltenen Pferde-Rennen nebſt Thierſchau fand eine 
bedeutende Konkurrenz von Zuchtſtuten und Fohlen ſtatt. — Geringe Theilnahme 
ſand das in Nitſche, Koſtener Kreiſes, am 23. Juni veranſtaltete Rennen mit 
Bauerpferden; in den meiſten übrigen Kreiſen fielen dieſe Rennen in dieſem Jahre 
aus. — Im Frauſtädter Kreiſe wird über die anhaltende Steigerung der Holzpreiſe 
geklagt. Eine Aenderung dieſes Verhältniſſes iſt nicht zu erwarten, indem der 
früher ſehr holzreiche Kaukler Wald zum Theil deraſtirt und durch die Niederlegung 
des größten Theils des Ziemnicer Waldes Behufs der großen in und bei Glogau 
und Liſſa, der benachbarten Gegend die letzte Hülſsquelle zur Erhaltung mäßiger 
Holzpreiſe entzogen wird. 


Aus dem Roſenberger Kreiſe. — Wie es ſcheint hat auch bei uns 
die edle Marime, der unliebſamen Raubſchützen ſich durch Todtſchießen zu entledi⸗ 
gen, bereits Eingang gefunden. Auf Sauſenberger Territorio wurde nämlich 
am 20. d. M. der Leichnam eines Mannes gefunden, der allen Anzeichen nach 
ein Raubſchütz geweſen, und der vermittelt eines Schuſſes, den er von hinten er⸗ 
halten, getödtet worden. Die ärztliche Obduction ergab, daß ihm die Kugel im 
Rücken eingedrungen und mitten durch das Herz gegangen. Er war etwa 26 
Jahr alt und mußte mit ausgezeichneter Geſundheit begabt geweſen fein. — Wer 
ihn erſchoſſen, iſt zur Zeit unbekannt. 


r 


Kon 


uz ear t. 6 
Der rühmlichſt bekannte, vieljährige Muſikdirektor unſerer Bühne, Herr 
Zeeh, der als Orcheſter⸗Dirigent ſich bei uns die allgemeinſte Anerkennung er⸗ 
worben, beabſicht heute Abend in dem ſchönen Lokale des Odeum ein Gartens 
Da er durch das ganze, hinlänglich bewährte 
fo wie durch eine Anzahl ausgezeichneter Dilettanten un? 
eh überdieß hier zu gut bekannt iſt, um nichts zu ver⸗ 
ſprechen, was er nicht auch im vollſten Sinne des Worts hält, ſo 
dürfen wir diesmal gewiß eine ausgezeichnete Leiſtung erwarten, zumal die Vo⸗ 


Konzert zu veranſtalten. 
Scholz'ſche Orcheſter, 
terſtützt wird, Herr Ze 


iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben, 
in Poſen bei Gebr. Scherk, Markt No. 77. 


Der freie Glaube 


im Kampf mit den 

ftheologiſchen Halbheiten 

Mr unſerer Tage. 

Blätter für das mündige Volk. 

Von J. W. Hanne. 
Gr. 8. fein Velinp. Geh. Preis 20 Sgr— 
Hanne gehört zu den Männern, welche den un⸗ 

widerſtehlichen Beruf fühlen und bethätigen, die nicht 
blos äußerlich erlernten, ſondern tief innerlich erkann⸗ 
ten und erlebten religiöſen Wahrheiten allem Volke 
auszuſtrömen in Schrift und lebendigem Worte. Das 
eben iſt es, was bei ſeinen Schriften und mündlichen 
Vorträgen ſo mächtig ergreift. Die vorliegende 
Schrift iſt zunächſt polemiſcher Natur, fie weiſtt die 
Angriffe ab, die von einer gewiſſen Seite gegen ihn 
gemacht ſind. Wie aber Hanne ſeiner Natur nach 
ſich nie blos negativ verhält, ſo enthält dieſelbe ne— 
ben einer bald derben, bald humoriſtiſchen Widerle⸗ 
gung und Abfertigung auch eine Fülle der ſchönſten 
und lichtvollſten Gedanken und Ausführungen über 
das Chriſtenthum und deſſen urkundliche Schriften, 
in der klaren und lebenvollen Sprache, die ihm ſo 
ſehr eigen iſt, und den wiſſenſchaftlich Gebildeten ſo⸗ 
wohl als den ſchlichten Bürger gleich wohlthuend 
anſpricht. 


Bekanntmachung. 
Gegen nachbenannte Perſonen: 2 111 
1) den Müller Woyciech Brzezinski, welcher im 

Jahre 1832 aus dem Geſängniß des hieſigen 

Königl. Inquiſitoriats entwichen und ſeitdem 

verſchollen iſt; 

2) den Tuchwalker⸗Geſellen Johann Gottfried 
Grade, welcher ſich vor länger als 10 Jahren 
aus ſeinem Wohnorte Chelmoer Hauland im 
Kreiſe Samter nach dem Königreich Polen oder 
nach Rußland entfernt hat und ſeitdem verſchol⸗ 


len iſt; 

3) den Stelmachergeſellen Georg Ehrittoph Hoffe 

mann, welcher im Jahre 1776 als Geſelle aus 
Rawicz ausgewandert und ſeitdem verſchollen 
if; | 

4) den Johann Samuel Tſchöpe, welcher ſich vor 
länger als 60 Jahren aus Liſſa auf die Wan⸗ 
derſchaft begeben hat und ſeitdem verſchollen ist; 

5) den Johann Benjamin Tſchöpe, welcher frü⸗ 
her im Regimente „Prinz Heinrich“ zu Span⸗ 
dau diente und ſeit länger als 30 Jahren nichts 
von ſich hat hören laſſen; 

6) den Jüdel Galewski, welcher vor ungefähr 20 
Jahren ſeinen früheren Wohnort Kempen ver⸗ 
laſſen hat und ſeitdem verſchollen iſt; 

7) den Bürger Martin Wyrwiüski, welcher vor 
länger als 30 Jahren feinen Wohnort Milos- 
law verlaſſen hat und ſeitdem verſchollen iſt; 

8) die verehelichte Catharina Bydlowska, geb. 
Berſzezyczak, welche ſich aus ihrem Wohnorte 
Miloslaw vor länger als 20 Jahren ‚entfernt 
hat und ſeitdem verſchollen iſt; 

9) den Chriſtian Gottfried Bauch, welcher in den 
letzten Jahren des vorigen Jahrhunderts in ſei⸗ 
nem Wohnorte Rawicz zu dem daſelbſt garniſo⸗ 
nirenden Grenadier⸗ Bataillon von Schach des 
Infanterie Regiments von Stockhauſen ausge⸗ 
hoben worden, mit demſelben im Jahre 1805 
nach Glogau marſchirt iſt, und daſelbſt im 
Jahre 1806 verſtorben ſeyn ſoll, ſeitdem keine 

Nachricht von ſich gegeben ha: i 

10) den Adam Brukarzewiez, weicher vor ungefähr 
2 Jahren aus feinem Wohnorte Grätz nach 

Warſchau und ſpäter von dort nach Ungarn ge⸗ 
wandert iſt, und ſeit länger als 10 Jahren 
nichts hat von ſich hören laſſen; 92 

11) den Michael Hundt, welcher im Jahre 1812 


ſeinen Wehnort Jaſin verlaffen und angeblich 


den Feldzug in Kußland mitgemacht hat, und 
ſeitdem verſchollen iſt; 


12) die unverehelichte Balbina Politowiez, welche 


880 


ſelben. 


Bei George Weſtermann in Braunfhweig 


vor länger als 30 Jahren ihren Wohnort Wre- 
ſchen verlaſſen hat und ſeitdem verſchollen iſt; 

13) den Lorenz Rayezak, welcher vor 15 oder 20 
Jahren feinen Wohnort Otuſz im Kreife But 
verlaſſen hat und ſeitdem verſchollen iſt; g 

14) den Nagelſchmidt-Geſellen Daniel Auguſt 
Schrör, welcher vor etwa 19 Jahren von ſei⸗ 
nem Wohnorte Czempin aus auf die Mander- 
ſchaft gegangen und feitdem verſchollen if; 

15) die unverehelichte Renate Dorothea Feiſt, wel⸗ 
che ſich im Jahre 1830 aus ihrem damaligen 
Wohnorte Schmiegel entfernt hat und ſeitdem 
verſchollen iſt; 

16) den Dienſtknecht Jacob Kajoch, welcher vor 
länger als 20 Jahren ſeinen früheren Wohnort 
Sandberg verlaſſen hat und ſeitdem verſchollen 


iſt; 

17) die Schumachergeſellen Gebrüder Ignatz und 
Joſeph Kozlowski, welche im Jahre 1818 von 
bier aus auf die Wanderſchaft gegangen und 
ſeitdem verſchollen ſind; 

18) den Adalbert Benediet Szymanski, welcher 
vor etwa 15 Jahren von Meſeritz als Dienſt⸗ 
knecht nach Polen gegangen und ſeitdem ver— 
ſchollen iſt; 

19) den Kammmacher-Geſellen Maximilian Wey⸗ 
reuther aus Bythin, welcher die letzten Nach⸗ 
richten von ſich im Jahre 1834 aus Röſchild bei 
Kopenhagen gegeben hat, über deſſen Leben und 
Aufenthaltsort aber ſeitdem nichts bekannt iſt; 

20) den Johann Ludwig Dünnebier, welcher ſich 
vor etwa 20 Jahren aus ſeinem Wohnorte Mu⸗ 
rowana⸗Goslin angeblich nach Rußland ent: 
fernt hat und ſeitdem verſchollen iſt; 

21) den Schloſſergeſellen Heinrich Grimm, wel⸗ 
cher im Jahre 1834 von Meſeritz aus auf die 
Wanderſchaft gegangen iſt, und von deſſen Le⸗ 
72 und Aufenthaltsorte feitdem nichts bekannt 
iſt; 

iſt auf den Antrag ihrer Verwandten und reſp. Cu⸗ 
ratoren das Verfahren auf Todeserklärung eingelei⸗ 
tet worden. dne e e ee 

Es werden daher dieſelben, fo wie die etwa von 
ihnen hinterlaſſenen unbekannten Erben aufgefordert, 
ſich ſpäteſtens in dem auf 

den Zten Februar 1847 

10 Uhr 

vor dem Deputirten Ober⸗Landesgerichts⸗Referenda⸗ 
rius Henke in unſerm Juſtruktions⸗Zimmer ange- 
ſetzten Termine perfönlid oder ſchriftlich zu melden, 
und Nachricht von ihrem Leben und Aufenthalte zu 
geben, widrigenfalls die verſchollenen Perſonen für 
todt erklärt und die etwanigen unbekannten Erben 
derfelben mit ihren Erbanſprüchen werden präkludirt 
werden. 

Poſen, den 12. März 1846. 
Königl. Ober-Landesgericht. 


Vormittags 


J. Abtheilung. 


Ediktalvorla dung. 

Ueber das Vermögen des Majors a. D. Florian 
v. Braunek zu Wierzebaum, Kreis Birnbaum, 
iſt durch das Erkenntniß vom 11. März c. der Kon⸗ 
kurs-Prozeß eröffnet worden. — 

Der Termin zur Anmeldung aller Anſprüche an 
die Konkurs-Maſſe und zur Wahl eines Kurators 
und Kontradictors ſteht am 12. Oktober 1846 Vor⸗ 


mittags um 10 Uhr vor dem Oberlandes⸗Gerichts⸗ 


Referendarius Scholz im Parteienzimmer des hie 
ſigen Gerichts an. x 

Wer ſich in diefem Termine nicht meldet, wird 
mit feinen Anſprüchen an die Maſſe ausgeſchloſſen, 
und ihm deshalb gegen die übrigen Gläubiger ein 
ewiges Stillſchweigen auferlegt werden. 

Der feinem jetzigen Aufenthalte nach unbekannte 
Gemeinſchuldner wird zu dieſem Termine öffentlich 
vorgeladen, und auswärtigen Gläubigern werden die 
Herrn Juſtizräthe Zembſch, Dönniges, die Ju⸗ 
ſtiz⸗Kommiſſarien Krauthofer, Moritz und 
Brach vogel als Bevollmächtigte in Vorſchlag ge 
bracht. . f 

Poſen am 1. Juni 1846. . 
Königl. Preuß. Ober⸗Landesgericht, 
ö J. Abtheilung. 


ſtützt, 
ten» Konzert im Odeum zu veranftalten und ladet 


kalparthien ebenfalls von tüchtigen Sängern ausgeführt werden. Unſer Muſik 
liebendes Publikum machen wir daher auf dies Konzert noch ganz beſonders auf⸗ 
merkſam und zweifeln nicht, daß daſſelbe die bedeutenden Verdienſte, die Herr 
Zeeh ſich um die Hebung der Muſik in unſerer Stadt erworben hat, durch ei⸗ 
nen möglichſt zahlreichen Veſuch lohnen werde. Wenn irgend ein Mitglied un⸗ 
ſers nun aufgelöften Theaters eine allgemeine Theilnahme verdient, fo iſt es ge⸗ 
wiß Herr Zeeh, das älteſte und um die Oper zugleich verdienteſte Mitglied deſ⸗ 
ö Ai 6¹³ ES K. 


- L ot eri e. 
Kauflooſe zur zweiten Klaſſe gegenwärtiger 


— HM 


9iſter Lotterie find vorräthig bei 


BR Fr. Bielefeld. 


Eine anſtändige und gebildete Familie vom Lande, 
welche ſich zur beſſeren Ausbildung ihres Sohnes 
hier häuslich niedergelaſſen hat, wünſcht Penfionaire 
in Koſt zu nehmen. Das Nähere in der Berliner 
Straße No. II. zwei Treppen hoch linker Hand. 


P 
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* Feines Maschinen - Concept, das Ries von I Rthlr. ab, f 
4 Feines Maschinen-Kauzlef, das Ries von 1 Rthlr. 12 112 sgr ab, 4 
7 Briefpapier, das Ries von] Rthir 5 sgr. ab. 

* Louis Merz ba e b, 1 
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600 Rihle. werden gegen pupillariſche Sicherheit 
geſucht. Das Nähere im Hut-Magazin Breslauer 
Straße No. 14. bei F. Schultz. 


Bekanntmachung. 

Ein Staatsſchuldſchein über Eintauſend Reichs⸗ 
thaler Preußiſch Cour. mit der No. 62,518 Litt. A. 
bezeichnet, iſt abhanden gekommen. . 

Indem vor dem Ankauf deſſelben gewarnt wird, 
ergeht die ergebene Bitte, bei Ermittelung des Staats⸗ 
Schuldſcheins denſelben an das hiefige Königl. Polizei⸗ 
Präſidium abzugeben und einer Belohnung gewi 
zu ſein. i i 

Poſen, den 27. Juli 1846. 


Der bei Murowanna⸗Goslin neu erbaute 
maffive zweiſtöckige Gaſthof, welcher ſich beſonders 
zum Betriebe eines kaufmänniſchen Geſchäfts eignet, 
iſt von Michaeli d. J. ab vom Dominio zu verpachten. 


In meinem Hauſe am Kämmereiplatze ſind einige 
Wohnungen zu vermiethen und von Michaeli c. zu 
beziehen. Hartwig Kantorowicz, 

Wronkerſtr. No. 6. 5 

Gerberſtraße Nro. 21 im zweiten Hauſe von der 
Breitenſtraße iſt eine Parterre -Wohnung, aus meh⸗ 
reren Stuben vorn heraus und dem dazu erfor⸗ 
derlichen Gelaß, welche Wohnung ſich zu jedem ber 
liebigen Geſchaft qualifiziet und worin ſeit 10 Jab⸗ 
ren ein Ledergeſchäft ſtattgeſunden und wo erforderli⸗ 
chenfalls auch ein Laden ausgebrochen werden kann, 
vom Iſten Oktober d. J. ab zu vermiethen. Das 
Nähere beim Eigenthümer daſelbſt. 

Poſen, im Juli 1846. 


Markt 62. iſt eine große elegante Vorderſtube mit 
oder ohne Möbel ſofort zu vermiethen. i 


Ein Billard wird zu kaufen geſucht Tauben⸗ 
Straße No. 5. Per 


Donnerſtag den 30.: 
eute Don den 30.: 
Heute d unerſtagd Zu gleicher 


Zeit ladet zum Abendeſſen ergebeuſt ein C. Schulze. 
2222. ͤ ͤ v TE DEREN — — ru 


* 7 
Konzert- Anzeige. 

Heute D an nerſta g den 30ſten Juli beabſichtigt 
Unterzeichneter, unter Piilwirkung der Scholzſchen 
Kapelle, fo wie durch Achrere ilettanten unter⸗ 
t, ein Vocal⸗ und Inſtrumental-Gar⸗ 


hierzu ergebenſt ein: 
Th. Joſ. Zech, Muſik⸗Direktor. 
Eintritts⸗Karten a 5 Sgr., worauf ein Herr 
eine Dame mit einführen kann, ſind in mei⸗ 
ner Wohnung, Mühlenfirage No. 16. und in der 


Buchhandlung der HH. Gebr. Scherk zu haben. 


